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Antisemitismus in Thüringen konsequent bekämpfen

"Judenfeindschaft gilt als das älteste soziale, kulturelle, religiöse, politi-
sche Vorurteil der Menschheit; Judenfeindschaft äußert sich, lange bevor 
Diskriminierung und brachiale Gewalt das Ressentiment öffentlich ma-
chen, in ausgrenzenden und stigmatisierenden Stereotypen, das heißt 
in überlieferten Vorstellungen der Mehrheit von der Minderheit, die un-
reflektiert von Generation zu Generation weitergegeben werden. Das ist 
ein Argument gegen die Vermutung, es gäbe derzeit einen 'neuen Anti-
semitismus', der sich in seinen Inhalten oder in der Radikalität vom 'al-
ten Antisemitismus' unterscheide."
(Prof. Dr. Wolfgang Benz, Leiter des Zentrums für Antisemitismusforschung an 
der Technischen Universität Berlin)

I. Der Thüringer Landtag stellt fest: 

Wir ächten jede Form des Antisemitismus. Er darf nie wieder unwi-
dersprochen bleiben und in die demokratische Kultur einsickern. Wir 
werden alles Nötige tun, damit jüdische Mitbürgerinnen und Mitbür-
ger in Thüringen keine Angst vor Anfeindungen und Übergriffen ha-
ben müssen. Wir werden alles Nötige tun, damit antisemitisch moti-
vierte Hasskriminalität konsequent geahndet und bestraft wird. Der 
Thüringer Landtag bekennt sich zu seiner Verantwortung, Aktivitäten 
und Maßnahmen gegen alte und neue Formen des Antisemitismus in 
Thüringen zu unterstützen. Dies gilt für die historische Bildung eben-
so wie für die Aufklärung über neue Erscheinungsformen des Antise-
mitismus - unter in Deutschland geborenen Menschen ebenso wie 
unter Migrantinnen und Migranten. Der Thüringer Landtag verpflich-
tet sich, jeder Form des Antisemitismus schon im Entstehen mit al-
ler Konsequenz entgegenzutreten. 

II. Der Thüringer Landtag
1. verurteilt im Engagement für eine offene Gesellschaft jede Form des 

Antisemitismus;
2. verurteilt die mit dem Verbrennen von Davidsternen und israelischen 

Fahnen verbundene Diskreditierung des Judentums und des Staa-
tes Israel als Staat der Jüdinnen und Juden; 

3. bekennt sich zur besonderen Verantwortung Deutschlands gegen-
über dem demokratischen und jüdischen Staat Israel: das Existenz-
recht Israels ist für uns nicht verhandelbar; 

4. verurteilt jegliche antisemitischen Äußerungen bis hin zu Ausschrei-
tungen im Alltag und im Rahmen von öffentlichen Versammlungen 
und Aufzügen;
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5. benennt den ideologisch motivierten und auf die Delegitimierung Is-
raels ausgerichteten Geschichtsrevisionismus als klar antisemitisch 
motiviert;

6. erklärt, dass die Aktivitäten der "Boycott-Divestment-Sanctions 
(BDS)"-Bewegung als antisemitisch einzuordnen sind, und verur-
teilt diese;

7. tritt der weltweiten BDS-Bewegung entschlossen entgegen und ver-
urteilt den Aufruf zum Boykott von israelischen Waren oder Unter-
nehmen sowie von israelischen Wissenschaftlern und Künstlern; 

8. wird sich darum bemühen, dass der Freistaat Thüringen nicht bei Ver-
anstaltungen auftritt oder an solchen teilnimmt, bei denen BDS-Po-
sitionen vertreten werden, und wird Gruppierungen, die Positionen 
der BDS-Bewegung vertreten wollen, weder finanzielle noch struk-
turelle Unterstützung zur Verfügung stellen;

9. wird sich weiterhin und verstärkt in Zusammenarbeit mit geeigne-
ten Partnern für eine Aufklärungs- und Bildungsarbeit einsetzen, die 
antisemitischen Einstellungen in allen gesellschaftlichen Bereichen 
nachhaltig begegnet und diesen entgegenwirkt;

10. fördert und unterstützt Antisemitismusprävention in der schulischen 
und außerschulischen Bildungsarbeit sowie in der Erwachsenenbil-
dung; 

11. fördert Antisemitismusprävention in der politischen Bildungsarbeit 
und unterstützt die über das Landesprogramm für Demokratie, Tole-
ranz und Weltoffenheit erfolgte Verlässlichkeit und langfristige Pla-
nungssicherheit für zivilgesellschaftliche Akteure; 

12. setzt sich dafür ein, dass über das Landesprogramm für Demokra-
tie, Toleranz und Weltoffenheit weitere geeignete Maßnahmen ge-
fördert werden, die zur Sensibilisierung der Gesellschaft für aktuelle 
und historische Formen des Antisemitismus und zur politischen Bil-
dung beitragen;

13. bittet die Landesregierung, unter Einbeziehung der Landeszentra-
le für politische Bildung und des Thüringer Instituts für Lehrerfortbil-
dung, Lehrplanentwicklung und Medien entsprechende Angebote zur 
Antisemitismusprävention zu konzeptionieren;

14. setzt sich für eine spezifischere Erfassung antisemitischer Straftaten 
durch Sicherheitsbehörden ein, welche stärker die zugrunde liegen-
de Motivation der Täter und Täterinnen beinhaltet, und wird entspre-
chende Schulungs- und Weiterbildungsmaßnahmen der Sicherheits-
behörden zur Einordnung antisemitischer Straftaten anregen;

15. wird weiterhin mit vielfältigen Veranstaltungen - auch in Zusammen-
arbeit mit zivilgesellschaftlichen Akteuren - das Gedenken an den Ho-
locaust wachhalten und die Erinnerungseinrichtungen (zum Beispiel 
die Gedenkstätten Buchenwald und Mittelbau-Dora oder den Erin-
nerungsort Topf & Söhne) und die zivilgesellschaftlichen Bildungs-
träger stärken sowie ausreichende Mittel für die Gedenkstätten und 
die historisch-politische Bildungsarbeit bereitstellen;

16. unterstützt und fördert weiterhin die Jüdische Landesgemeinde Thü-
ringens, um auch in Zukunft aktives jüdisches Leben in unserem Bun-
desland zu ermöglichen.

III. Der Thüringer Landtag bittet den Gemeinde- und Städtebund sowie 
den Thüringer Landkreistag, sich dem Anliegen anzuschließen und 
auf kommunaler Ebene entsprechend zu unterstützen. 

IV. Der Thüringer Landtag bittet alle in Thüringen lebenden Menschen, 
ihren Beitrag zur Abwehr des Antisemitismus zu leisten.
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Begründung:

Wird der politische und gesellschaftliche Verantwortungskonsens gegen-
über der eigenen Geschichte und gegenüber dem Staat Israel aufge-
kündigt, wird die Holocausterinnerung abgewehrt, werden mit dem Ho-
locaust verbundene historische Begriffe für aktuelle politische Fragen 
umgedeutet, dann werden die erreichten Erfolge der Vergangenheits-
aufarbeitung vor uns und vor der Welt infrage gestellt. 

Der Kampf gegen jede Form von Antisemitismus ist eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe. Er kann nicht allein staatliche Aufgabe oder gar 
Aufgabe der in Deutschland lebenden jüdischen Mitbürgerinnen und 
Mitbürger sein. Demokratische Parteien und zivilgesellschaftliche Orga-
nisationen müssen deutlich machen, dass es für antisemitische Ansich-
ten - auch in ihren eigenen Reihen - keinen Platz gibt.

Jede Form von Antisemitismus ist beschämend für uns alle - gleichgül-
tig, ob strafbar oder nicht, ob politisch, religiös oder rassistisch motiviert. 
Jeder Versuch, die Würde eines Menschen zu verletzen, stellt das Zu-
sammenleben in Thüringen und Deutschland insgesamt infrage und wird 
von uns nicht geduldet.

Antisemitische Schmierereien im öffentlichen Raum, Verwüstungen jü-
discher Friedhöfe, judenfeindliche Anfeindungen auf der Straße, Hetze 
in sozialen Medien - all das ist für jüdische Mitbürgerinnen und Mitbür-
ger, auch in Thüringen, schon wieder zur traurigen Realität geworden. 
Seit Jahren belegen der Thüringen-Monitor oder bundesweite Erhebun-
gen, wie die "Mitte Studie": Antisemitische Einstellungen sind längst kei-
ne Randerscheinung mehr. Der letzte Bericht des unabhängigen Exper-
tenkreises Antisemitismus des Bundes im Jahr 2017 offenbart, wie weit 
antisemitische Einstellungen und Verhaltensweisen in allen gesellschaft-
lichen Milieus greifen.

Es gibt spezifische Formen des Antisemitismus: etwa religiösen Anti-
judaismus, rassistischen Antisemitismus, antizionistischen Antisemitis-
mus, sekundären Antisemitismus; sie reichen von Boykott-Kampagnen 
(zum Beispiel von "Boykott, Desinvestitionen und Sanktionen für Paläs-
tina") über die Ablehnung erinnerungskultureller Verantwortung und die 
Konstruktion jüdischer Verschwörungen bis hin zu doppelten Standards 
in Bezug auf israelische Politik oder Verharmlosung von antisemitisch 
motiviertem Terror. Als weitere, aktuell präsente Ausprägung ist musli-
mischer Antisemitismus für jüdische Mitbürgerinnen und Mitbürger in 
Deutschland spürbar. Gleichwohl ist festzuhalten: 90 Prozent der anti-
semitischen Straftaten werden aktuell als politisch rechts motiviert ein-
geordnet - eine Fokussierung allein auf muslimischen Antisemitismus 
würde also die gesellschaftlichen Zustände ignorieren und beschönigen.  

Antisemitische Einstellungen, Klischees, Vorurteile und Gewalttaten sind 
daher eine Herausforderung für unsere gesamte Gesellschaft. Sie sind 
in allen gesellschaftlichen Milieus vorhanden, in allen Bildungsschich-
ten, in allen religiösen und politischen Strömungen. Insbesondere vor 
dem Hintergrund der Schoah - der Entrechtung und industriellen Ver-
nichtung von sechs Millionen Juden - trägt Deutschland eine besonde-
re Verantwortung im Kampf gegen Antisemitismus und für die Existenz 
des Staates Israel. Es gilt eindeutig, gegen jeden Antisemitismus einzu-
treten. Unsere Anforderungen an Integration müssen deshalb auch da-
rauf gerichtet sein, die besondere Verantwortung unseres Landes ge-
genüber jüdischen Mitbürgerinnen und Mitbürgern  in Deutschland und 
gegenüber dem Staat Israel deutlich zu machen. 
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Wer jüdisches Leben in Deutschland ablehnt, wer die Erinnerungs- und 
Gedenkkultur an die Schoah infrage stellt, wer von "Schuldkult" oder 
vom "Denkmal der Schande" in Bezug auf das Holocaustmahnmal in 
Berlin spricht oder das Existenzrecht Israels infrage stellt, wird auf un-
seren entschiedenen Widerstand stoßen.

Für die Fraktion  
der CDU:

Für die Fraktion  
DIE LINKE:

Für die Fraktion  
der SPD:

Für die Fraktion 
BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN:

Emde Blechschmidt Marx Rothe-Beinlich
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